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Empfehlung fir
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Refor mprogramm Déanemarks 2011

und Stellungnahme des Rates

zum aktualisierten Konvergenzprogramm Danemarks fur 2011-2015

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 9 Absatz 3,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission?,

unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Européischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Anhorung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwagung nachstehender Grinde:

() Am 26.Méaz 2010 nahm der Europédische Rat den Vorschlag der Européischen
Kommission fur eine neue Wachstums- und Beschéftigungsstrategie (,, Europa 2020“)
an; diese Strategie stiitzt sich auf eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik in
den Schlisselbereichen, in denen Malinahmen ergriffen werden mussen, um Europas
Potenzial fur nachhaltiges Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu erhohen.

(20 Am 13.Juli 2010 nahm der Rat eine Empfehlung zu den Grundziigen der
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union (2010 bis 2014) und am
21. Oktober 2010 einen Beschluss dber Letlinien fur beschaftigungspolitische
MaRnahmen der Mitgliedstaaten® an, die zusammen die ,integrierten Leitlinien
bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, bei der Ausgestaltung ihrer
nationalen Wirtschaftss und Beschaftigungspolitik den integrierten Leitlinien
Rechnung zu tragen.

1 ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
2 ABl.Cvom, S..
3 Fir 2011 aufrechterhalten durch den Beschluss 2011/308/EU vom 19. Mai 2011.
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Am 12. Januar 2011 nahm die Kommission den ersten Jahreswachstumsbericht an, mit
dem ein neuer Zyklus wirtschaftspolitischer Steuerung in der EU und gleichzeitig das
erste Européische Semester einer in der Strategie Europa 2020 verankerten integrierten
Ex-ante-Politikkoordinierung eingel eitet wurden.

Am 25 Mé&z 2011 bhilligte der Europasche Rat (im Einklang mit den
Schlussfolgerungen des Rates vom 15. Februar und 7. Marz 2011 und im Anschluss an
den  Jahreswachstumsbericht der  Kommission) die  Prioritdéten  fur
Haushaltskonsolidierung und Strukturreform. Er betonte die Notwendigkeit, der
Wiederherstellung solider Staatshaushalte und der langfristigen Tragfahigkeit der
offentlichen Finanzen, dem Abbau der Arbeitdosigkeit durch Reformen des
Arbeitsmarkts sowie neuen Anstrengungen zur Steigerung des Wachstums Prioritét
einzurdumen. Er forderte die Mitgliedstaaten auf, diese Prioritéten in konkrete
Mal3nahmen umzusetzen und sie in ihre Stabilitéts- bzw. Konvergenzprogramme und
nationalen Reformprogramme aufzunehmen.

Am 25.Méaz 2011 ersuchte der Europdische Rat die am Euro-Plus-Pakt
teilnehmenden Mitgliedstaaten auf3erdem, ihre Verpflichtungen so zeitig vorzulegen,
dass sie in ihre Stabilitdtsss bzw. Konvergenzprogramme und nationalen
Reformprogramme aufgenommen werden kénnen.

Am 9. Mal 2011 legte Dénemark sein aktualisiertes Konvergenzprogramm 2011 fir
den Zeitraum 2011-2015 sowie sein nationales Reformprogramm 2011 vor.
Angesichts der Querverbindungen zwischen den beiden Programmen wurden sie
gleichzeitig bewertet.

Auf der Grundlage der Bewertung des aktualisierten Konvergenzprogramms gemaf}
der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates ist der Rat der Ansicht, dass das dem
Konvergenzprogramm zugrunde liegende makrotkonomische Szenario plausibel ist.
Wenngleich es auf leicht optimistischeren Wachstumsannahmen fir 2012 und die
Folgegahre beruht, steht es weitgehend im Einklang mit der Frihjahrsprognose 2011
der Kommissionsdienststellen.  Die im  Konvergenzprogramm  dargelegte
Haushaltsstrategie zielt darauf ab, das Defizit geméald den Empfehlungen des Rates bis
2013 unter den Referenzwert von 3 % zu senken, al's gedndertes mittelfristiges Ziel bis
2015 einen strukturellen Haushaltssaldo von nicht unter -0,5 % des BIP zu erreichen
und bis 2020 einen ausgeglichenen Haushalt vorzuweisen. Der Anpassungspfad zur
Erreichung dieses Ziels ist angemessen. Die im Programm enthaltenen und vom
Parlament im Frihjahr 2010 verabschiedeten MalRnahmen dirften die Haushaltsziele
angemessen stitzen und wirden im Zeitraum 2011-2013 einer jahrlichen
Haushaltsanstrengung von rund 1% des BIP entsprechen. Danemark wird sein
geandertes mittelfristiges Ziel innerhalb des Programmzeitraums erreichen. Die
Risiken fur die Haushaltsziele sind weitgehend ausgeglichen.

Das Wirtschaftswachstum in Danemark begann sich 2007 vor dem Hintergrund einer
Korrektur auf dem Immobilienmarkt zu verlangsamen, die zu Problemen der
inléndischen Banken beitrug, was durch eine Zunahme der Zahl der Insolvenzen und
der Arbeitsosigkeit verstérkt wurde. Die Rezession war schwer, die Produktion ging
im Zeitraum zwischen Herbst 2007 und Frihjahr 2009 um 8% zurtick und die
Arbeitslosenquote stieg auf 7,4 % im Jahr 2010. Die Beschéaftigungsguote fiel von
79,8 % im Jahr 2008 auf 76,1 % im Jahr 2010, wobei insbesondere junge Menschen
betroffen waren. Die Produktion begann jedoch 2009 wieder zu steigen, und das
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Wachstum des realen BIP erreichte im Jahr 2010 2,1 %. Die Erholung wurde durch die
anhaltende Inlandsnachfrage (die auch durch die expansive Haushaltspolitik
unterstitzt wurde), eine starke Erhdhung der Lagerbestande und die robuste Erholung
der wichtigsten Handel spartner Danemarks vorangetrieben.

Automatische Stabilisatoren und krisenbezogene Mal3nahmen fiuhrten dazu, dass der
gesamtstaatliche Haushaltssaldo von einem Uberschuss von 3,2% des BIP im
Jahr 2008 auf ein Defizit von 2,7 % des BIP im Jahr 2009 fiel. Auf der Grundlage
einer Meldung Déanemarks vom Frihjahr 2010, wonach 2010 ein Anstieg des
Haushaltsdefizits Uber 5% des BIP erwartet wurde, wurde im Juli 2010 en
Defizitverfahren gegen Danemark erdffnet. Wenngleich unerwartete voribergehende
Mehreinnahmen aufgrund der Besteuerung von Renteneinnahmen letztes Jahr zu einer
Stabilisierung des Haushaltsdefizits bei 2,7% des BIP fihrten, rechnen die
Kommissionsdienststellen in ihrer Frihjahrsprognose 2011 mit einem Wiederanstieg
des Defizits auf rund 4 % des BIP im Jahr 2011, weshalb sie die Notwendigkeit
kontinuierlicher, ehrgeiziger Konsolidierungsbemihungen im Jahr 2012 betonen.
Dazu zéhlt auch die konsequente Umsetzung der mit der Konsolidierungsvereinbarung
2010 verabschiedeten Mal3nahmen und der im Konvergenzprogramm vorgesehenen
Ausgabenkontrolle, um die Korrektur des Ubermalligen Defizits bis 2013
sicherzustellen.

Zur Erreichung der Haushaltsziele bedarf es einer strengen Kontrolle, um die
wiederkehrenden Ausgabentiberschreitungen auf kommunaler und regionaler Ebene
kunftig zu vermeiden. Wahrend der letzten 20 Jahre lagen die 6ffentlichen Ausgaben
stets Uber den Haushaltszielen. Die Regierung hat bereits einige Maldnahmen zur
Behebung dieses Problems getroffen und plant die Einflihrung eines neuen, im
Konvergenzprogramm beschriebenen Ausgabenbegrenzungsprogramms, das vom
danischen Wirtschaftsrat Uberwacht werden soll.

Angesichts der demografischen Faktoren wird die Bevdlkerung im erwerbsfahigen
Alter (15-64 Jahre) zwischen 2010 und 2025 um rund 1,5 % und bis 2040 um knapp
5 % schrumpfen. Mittelfristig konnte der Wirtschaftsaufschwung mit einem Mangel
an Arbeitskréften einhergehen, wie dies bereits wahrend der Boomjahre zu beobachten
war. Trotz einer bereits hohen Erwerbsbeteiligung besteht noch weiterer Spielraum bei
der Erhéhung des Arbeitskrafteangebots. Ein freiwilliger Eintritt in den Vorruhestand
ist bel den 60- bis 64-Jahrigen stark verbreitet, weshalb die Beschéftigungsquote in
dieser Gruppe bei nur 40 % liegt. Dartber hinaus beziehen 10 % der Bevolkerung im
erwerbsfahigen Alter unter 40 Jahren entweder Leistungen aufgrund von
Berufsunfahigkeit oder sie arbeiten in einem so genannten ,, Flex-Job* (subventionierte
Beschéftigung).

Das Produktivitétswachstum weist seit 1995 eine negative Entwicklung auf, was
moglicherweise unter anderem auf eine schwache Bildungsleistung zuriickzufihren
ist. Auch wenn Danemark auch weiterhin grof3ziigig Mittel fir sein Bildungssystem
aufwendet, sind die Bildungsergebnisse in mehreren Schlisselbereichen lediglich
durchschnittlich, und das Land weist den viertgeringsten Bildungserfolg bei
Jugendlichen in der EU auf. Im Jahr 2009 hatten nur 70,1 % der 20- bis 24-Jahrigen
zumindest die obere Sekundarstufe abgeschlossen (im Vergleich zu einem EU-
Durchschnitt von 78,6 %), und die PISA-Ergebnisse sind lediglich durchschnittlich.
Die Abbrecherquoten der Jugend- und Berufsausbildungseinrichtungen sind relativ
hoch und liegen im Bereich der Berufsaushildung bei knapp 50 %. Dariber hinaus
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haben ca. 20 Prozent der Jugendlichen 10 Jahre nach Verlassen der Grundschule keine
Ausbildung oberhalb der unteren Sekundarstufe abgeschlossen. Eine Verbesserung der
Qualitdt des  Bildungssystems wirde auch dazu  beitragen, ein
Qualifizierungsungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt zu verhindern, auf dem derzeit
ein Uberschuss an ungelernten Arbeitskraften und ein Mangel an Fachkraften zu
erwarten ist. Das Produktivitdtswachstum war im Bau- und im Dienstleistungssektor
besonders gering. Besonders betroffen sind dabel ortliche Dienstleistungen, der
Einzelhandel, der Grothandel sowie personliche Dienstleistungen, wo ein geringer
Wettbewerb in manchen Sektoren und hohe Markteintrittsbarrieren zu einem nicht
immer optimalen Mitteleinsatz flhren. Die Bebauungsvorschriften sind streng, so dass
die Moglichkeiten fur Skaleneffekte und damit verbundene Produktivitétssteigerungen
im Einzelhandel begrenzt sind. Angesichts der Tatsache, dass nur 25% der
Offentlichen Auftrége in offenen Verfahren vergeben werden, hat die Regierung eine
Strategie eingeleitet, wonach der Wettbewerb im Bereich der &ffentlichen Dienste
durch eine almahliche Erhéhung der offentlichen Auftragsvergabe in den Gemeinden
und Regionen verstarkt werden soll, und ein neues Zid fir die Gemeinden festgesetzt,
gemald dem bis 2015 31,5 % aler Auftrége in 6ffentlichen Verfahren vergeben werden
sollen.

Die BIP-bezogene Verschuldung der Haushalte ist die héchste in der EU. Der Anstieg
der Verschuldungsniveaus, der durch den Immobilienboom im Zeitraum 2004 bis
2007 vorangetrieben wurde, kdnnte Risiken fur die Wirtschaft und die finanzielle
Stabilitét mit sich bringen. Zwar werden diese Risiken durch die Besonderheiten des
ausgekllgelten Systems hypothekarisch gesicherter Anleihen in Danemark und eine
insgesamt robuste Finanzlage der meisten Haushalte abgeschwécht (das Vermogen
Ubersteigt die Verbindlichkeiten bel Weitem), doch wurden im Anschluss an die
Immobilienpreiskorrektur nur begrenzte Mal3nahmen zur Dampfung der prozyklischen
Fluktuation der Immobilienpreise getroffen.

Danemark ist im Rahmen des Euro-Plus-Pakets mehrere Verpflichtungen
eingegangen®. Zur Verbesserung der Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen wurde
die Vereinbarung getroffen, die Sanktionen im Hinblick auf die Ausgabenkontrolle auf
kommunaler Ebene zu verscharfen. Die Regierung hat einen Vorschlag fur eine
Regelung zur Vereinfachung der Abwicklung angeschlagener Banken und zur
Verbesserung der finanziellen Stabilitdt vorgelegt. Die Beschéftigungsmaldnahmen
konzentrieren sich auf eine Forderung der Beschaftigung durch eine Verlangerung der
Lebensarbeitszeit. Zur Forderung der Wettbewerbsfahigkeit richtet sich ein
Wettbewerbspaket mit konkreten Initiativen vor allem an den Bau- und den
Dienstleistungssektor. Diese Verpflichtungen beziehen sich auf die vier Bereiche des
Pakts. Insgesamt stimmen die Manahmen mit den im Anschluss an den
Jahreswachstumsbericht der Kommission getroffenen Mal3nahmen tberein und lassen
insbesondere im Bereich der Beschéftigung Fortschritte bei der Erreichung der Ziele
der Strategie ,Europa 2020 erwarten. Auch wenn einige der angekindigten
Mal3nahmen bereits eingeleitet wurden, sollten in naher Zukunft wichtige Mal3nahmen
zur Stérkung der Haushaltsdisziplin (auf kommunaler Ebene) und zur Forderung der
Beschéftigung getroffen werden. Diese Verpflichtungen wurden geprift und bel der
Formulierung der Empfehlungen berticksichtigt.

Weitere Einzelheiten zu den Verpflichtungen im Rahmen des Euro-Plus-Pakts finden sich im
Dokument SEK (2011) 713.
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(15) Die Kommission hat das Konvergenzprogramm und das nationale Reformprogramm
einschliefdlich der Verpflichtungen im Rahmen des Euro-Plus-Pakts® gepriift. Sie hat
dabel nicht nur deren Bedeutung fir eine tragféhige Haushalts-, Wirtschafts- und
Soziapolitik in Estland berlicksichtigt, sondern auch die Einhaltung der EU-
Vorschriften und —Richtungsvorgaben, da es notwendig ist, die wirtschaftspolitische
Steuerung der Europaischen Union durch auf EU-Ebene entwickelte VVorgaben fir
kinftige nationale Entscheidungen zu stéarken. Vor diesem Hintergrund ist die
Kommission der Ansicht, dass im Jahr 2011 und dartber hinaus kontinuierliche,
ehrgeizige Bemuhungen zur Haushaltskonsolidierung unternommen werden sollten.
Zudem sind weitere Schritte erforderlich, um das Arbeitskréfteangebot zu erhéhen —
etwa durch eine Verringerung der Moglichkeiten zum Eintritt in den Vorruhestand und
durch gezielte Mal3nahmen fir bestimmte Gruppen — und um die Bildungsqualitét zu
verbessern, den Wettbewerb in  Schlisselbereichen zu stdrken und den
Immobilienmarkt weiter zu stabilisieren.

(16) Angesichts dieser Bewertung und unter Beriicksichtigung der Empfehlung des Rates
vom 2. Juni 2010 nach Artikel 126 Absatz 7 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der
Europaischen Union hat der Rat die Aktualisierung des Konvergenzprogramms
Déanemarks 2011 gepriift®, wobei insbesondere die Empfehlung unter Nummer 1 auf
seiner Stellungnahme beruht. Zudem prifte der Rat unter Berlcksichtigung der
Schlussfolgerungen des Europdischen Rates vom 25. Mé&rz 2011 das nationae
Reformprogramm Danemarks —

EMPFIEHLT, dass Danemark im Zeitraum 2011-2012 folgende Mal3nahmen ergreift:

(D) Déanemark sollte die Haushaltskonsolidierungsmal3nahmen in den Jahren 2011 und
2012 wie geplant umsetzen und das Ubermaldige Defizit bis 2013 korrigieren. Der
Abbau des gesamtstaatlichen Defizits sollte beschleunigt werden, falls sich die
Wirtschaftdlage besser entwickelt als derzeit erwartet. Danemark sollte die
Ausgabenkontrolle  verstéarken und dazu verbindliche mehrjahrige
Ausgabenobergrenzen fir die Regierung auf lokaler, regionaler und zentraler Ebene
einfuhren, die mit dem mittelfristigen Gesamthaushaltsziel im Einklang stehen.

2 Déanemark sollte das System der freiwilligen Frihverrentung (VERP) wie geplant
audaufen lassen, das System der Berufsunfahigkeitsrente reformieren und
Beschéftigungssubventionsprogramme  (das ,, Flex-Job“-System) besser auf die
schwéchsten Gruppen ausrichten.

3 Déanemark sollte die Umsetzung der Reformen zur Erhdhung der Qualitét seines
Bildungssystems beschleunigen. Dabel sollte die Abbrecherquote insbesondere im
Bereich der Berufsausbildung verringert und die Zahl der verfligbaren Lehrstellen
erhoht werden.

4 Déanemark sollte Schritte unternehmen, um Hindernisse fir den Wettbewerb zu
beseitigen, insbesondere im Bereich der lokalen Dienstleistungen und im
Einzelhandel, und dazu die Rechtsvorschriften Uber die Landnutzung Uberarbeiten
und die Auftragsvergabe in den Gemeinden und Regionen 6ffnen.

° SEK (2011) 713.
6 Gemal3 Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.
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5) Danemark sollte die derzeitige Stabilisierung des Immobilienmarkts nach der
jungsten Preiskorrektur unterstiitzen und gleichzeitig Praventivmal3nahmen treffen,
um die mittelfristige Stabilitdt des Wohnungsmarkts und des Finanzsystems zu
stérken, auch durch Reformen des Hypotheken- und Grundsteuersystems.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Rates
Der Prasident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

